
Für das Nachschlagewerk ! Nicht für die -amtliche Sammlung !

Gesetze ZPO § 511 2460 016
Rechtssatz; Wird eine Ehe auf Grund einer Klage geschieden, 

so kann die beklagte Partei Berufung lediglich 
zu dem Zweck einlegen, im Wege einer erst in 
der Berufungsinstanz erhobenen Widerklage die 
Scheidung der Ehe auch auf Grund eines Ehe­
bruchs des Klägers mit einer namentlich ge­
nannten Frau* zu erreichen,

Aktenzeichen; IV ZR .112/52 
Urteil des BGH« v. 13! November 1952 OLG« Schleswig



Verkündet 
13. November 1952 
t, JustizoberSekretär 
Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt
* *' ' t 

g e 4 : e n

ihren Ehemann, den Diplom-Kaufmann Karl-Gustav K

Kläger, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten, 
- Prozessbevollmächtigter? Rechtsanwalt

sehen Oberlandesgerichts in Schleswig vom 18,März^ 1952 
wird aufgehoben» Der Rechtsstreit wird zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen.

In dem Rechtsstreit
in G

bei

Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

in E' ♦ P Istrassefl ?

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 6. November 1952 unter Mitwir­
kung der Bundesrichter Dr/bersch, Ascher, Dr.Kregel, 
Dr.v.Werner und Scheffler
für Recht erkannt?

Das Urteil des 2»Zivilsenats des Schleswig-Holsteini-

Von Rechts wegen
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Durch. Urteil der 4/Zivilkammer des Landgerichts in
* j V

Lüheck vom. 17*10.1951 ist öle Ehe der Parteien auf die 
Klage aus §. 48 EheG geschieden und der Kläger für schul-

' i * vdig erklärt worden. Die Beklagte hatte'* zunächst bean­
tragt, die Klage abzuweisen und auf ihre Widerklage die
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Ehe wegen Verschuldens des Klägers zu scheiden. In der 
mündlichen Verhandlung vom 17 •> 10.1951* erschien für sie 
und ihren Prozessbevollmächtigten ein"Referendar, der 
durch einen anderen.beim Landgericht zugelassenen Rechts­
anwalt eingeführt wurde« Der Referendar stellte ausweis­
lich der Sitzungsnieclerschrift gegenüber dem Antrag des 
Klägers nur noch den Antrag, den KlägeV für schuldig zu 
erklären. Nach dem ^Tatbestand des land'gerichtlichen Ur­
teils hat die Beklagte in dieser Verhandlung ihre Wider­
klage mit Zustimmung des Klägers zürückgenommen.

Die Beklagte hat gegen das oben bezeichnete Urteil 
Berufung eingelegt mit dem Anträge, das Urteil.des Land­
gerichts zu ändern, die Ehe auf die Klage und Widerklage 
zu scheiden und den Kläger für alleinschuldig zu erklä-. 
ren. Das Ob’erlandesgericht hat« die Berufung als unzuläs­
sig verworfen. Es ist der Ansicht, die Beklagte sei durch 
das Urteil des Landgerichts nicht beschwert. Die Beklagte 
hat gegen dieses Urteil Revision eiagelegt und beantragt, 
das angefocnxene" Urteil aufzuheben und die Sache zur an- 
derweixen Verhandlung und Entscheidung an das Berufungs- _ 
gericht zurückzuverweiseno.-Där Kläger !bit bet, die Revisi on- - v***
zurückzuweisen« * ' ' ’’1. *<*
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Zwar ist die Ansicht des Berufungsgerichts zutreffend, 
daß das Rechtsmittel der'Berufung nur dann zulässig ist, 
wenn der Berufungskläger durch das angefochtene Urteil 
beschwert "ist, und ebenso ist es richtig, daß dieser 
Grundsatz, soweit es sich nicht um d.ie Aufrechterhaltung 
der Ehe handelt, auch in Ehesachen zu gelten hat und 
durch § 614 ZPO nicht .ausgeschlossen wird (vgl auch RGZ 
123> 365). Das Berufungsgericht unterliegt jedoch einem 
Rechtsirrtum, wenn es in dem vorliegenden Rechtsstreit 
eine Beschwer der Beklagten durch das Urteil des Landge­
richts verneint. Die Ehe der Parteien ist auf Antrag des 
Klagers geschieden. Die Beklagte, hat allerdings sich mit4 * 5 *
ihrer Berufung nicht gegen die Scheidung der Ehe als sol­
che und die'Feststellung der Schuld des Klägers gewandt.
Sie will mit ihrer Berufung den Ausspruch der Vorinstanz 
aber dahingehend geändert haben? .daß auf Grund der von 
ihr erhobenen Widerklage die Ehe wegen Ehebruchs des 
Klägers mix einer von ihr namentlich genannten Frau ge­
schieden wird. Liese von der Beklagten erstrebte Änderung 
des Urteils der Vorinstanz bedeutet die Erlangung einer 
günstigeren Stellung für die Beklagte 1' Denn" wenn ihre Be­
hauptungen über den Ehebruch des Klägers zutreffen, wäre 
die Ehe auf ihre Widerklage’wegen dieses Ehebruchs zu 
scheiden und die Ehebrecherin wäre nach § '624 ZPO in dem 
Urteil namentlich festzustellen. Die Beklagte hätte dann 
die Möglichkeit, die Bestrafung der Ehebrecher zu bean­
tragen und das Ehehindernis des § 6 EheG wäre begründe t 
(vgl auch RGZ 127, 372] . .

Eine Beschwer der Beklagten liegt somit vor. Zur Be­
seitigung dieser Bescnwer konnte die Beklagte Berufung 
einlegen und dies konnte sie auch in der Weise tun, daß 
sie im Berufungsrechtszug unter Erhebung einer Widerklage
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Scheidung der Ehe wegen Ehebruchs des Klägers mit der von 
ihr genannten Frau verlangte. Denn wegen des Grundsatzes 
der einheitlichen Entscheidung in Ehesachen bedeutet eine 
solche Widerklage lediglich die Abschwächung des gegen 
die Beklagte in der ersten Instanz ergangenen Urteils 
(vgl auch RGZ 106, 221* 123, 365 f und 135, 18 sowie 
Stein-Jonas-Schönke Anm II B 2 zu § 511) »

Das Urteil des Berufungsgerichts musste daher schon 
aus diesem Grunde aufgehoben werden, ohne daß es einer 
Entscheidung über die von der Revision erhobene Rüge be­
durfte, daß die Beklagte ihre in der ersten Instanz zu­
nächst erhobene Widerklage entsprechend der Entscheidung 
des erkennenden Senats BGHZ 2, 112 nicht rechtswirksam zu- 
rückgenommen habe und die Beklagte dadurch beschwert sei, 
daß das Landgericht über ihre Widerklage nicht entschie­
den und damit den Grundsatz der Einheitlichkeit einer Ent­
scheidung in Ehesachen verletzt habe. Denn auch durch eine 
mit Zustimmung des Klägers erfolgte Rücknahme der m  er­
ster Instanz erhobenen Widerklage ist die Beklagte nicht 
gehindert, eine neue Widerklage in der zweiten Instanz zu
erheben» Da mit ihrer Erhebung diese vor dem Berufungs-
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gericht anhängig war, ist der Rechtsstreit zur ander­
weitigen Verhandlung und Entscheidung an das Berufungs­
gericht zurückzuverweisen.

Dr»Bersch Ascher Kregel v.Werner Scheffler
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